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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 26. Mai 1972 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik über Fragen des Verkehrs 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Die Verhandlungen mit der DDR über einen Verkehrsvertrag 
waren ein erster Schritt zur Normalisierung des Verhältnisses 
zwischen den beiden Staaten in Deutschland. Sie zielten darauf 
ab, in dem wichtigen Teilbereich des Verkehrs zu einer vertrag- 
lichen Regelung zu kommen, die den Interessen der Menschen 
und der Verkehrswirtschaft dient. 


B. Lösung 

Der Vertrag schafft eine umfassende Rechtsgrundlage für den 
Verkehr auf Straßen, Schienen- und Wasserwegen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR. Er findet auf 
das Land Berlin Anwendung. Mit Briefwechsel vom 26. Mai 
1972 hat die DDR Erleichterungen im Reiseverkehr angekündigt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. September 1972 

1/4 (II/2) — 350 30 — Ve 15/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 26. Mai 1972 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik über 
Fragen des Verkehrs 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Vertrages einschließlich der Protokollver- 
merke, der Briefwechsel vom 26. Mai 1972 und der Erklärungen 
zur Anwendung des Vertrags auf Berlin (West) vom 26. Mai 
1972 sowie eine Denkschrift zum Vertrag sind gleichfalls bei- 
gefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für innerdeutsche Bezie- 
hungen. 

Die Vorlage ist dem Bundesrat am 25. August 1972 als beson- 
ders eilbedürftig zugeleitet worden. 

Der Beschluß des Bundesrates wird unverzüglich nachgereicht. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 26. Mai 1972 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über 

Fragen des Verkehrs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik mit- 
zuteilen, daß die innerstaatlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten des am 26. Mai 1972 Unterzeich- 
neten Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik über Fragen des Verkehrs einschließlich 
der Protokollvermerke zum Vertrag, der Brief- 
wechsel vom 26. Mai 1972 und der Erklärungen zur 
Anwendung des Vertrages auf Berlin (West) vom 
26. Mai 1972 erfüllt sind. Der Vertrag, die Protokoll- 
vermerke, die Briefwechsel und die Erklärungen 
werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Zuständige Behörde im Sinne des Artikels 18 des 
Vertrages ist der Bundesminister für Verkehr. Er 


kann ohne Zustimmung des Bundesrates seine Be- 
fugnisse durch Rechtsverordnung auf eine oder 
mehrere der Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
übertragen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1). 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 33 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Arti- 
kel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 2 
Nr. 5 des Grundgsetzes erforderlich. 

Zu Artikel 1 

Der Vertrag enthält einige Regelungen, die der 
Rechtssetzung des Bundes unterliegen. Deshalb ist 
die Mitwirkung der für die Bundesgesetzgebung zu- 
ständigen Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes erforderlich. Die Ermächtigung der Bundes- 
regierung, das Vorliegen der innerstaatlichen Vor- 
aussetzungen mitzuteilen, bewirkt die Übernahme 
der normativen Vertragsbestimmungen in das inner- 
staatliche Recht. 

Zu Artikel 2 

Die Aufgaben aus Artikel 18 des Vertrages müssen 
auf den Bund übertragen werden, weil es hierfür 
bisher keine gesetzlichen Grundlagen gibt (vgl. Ar- 
tikel 89 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz). Die Vorschrift 
entspricht der Regelung, wie sie im Vertragsgesetz 
vom 18. August 1969 zu dem Europäischen Über- 
einkommen vom 30. September 1957 über die inter- 


nationale Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße (ADR) (Bundesgesetzbl. 1969 II S. 1489) ge- 
troffen worden ist. 

Zu Artikel 3 

Der Vertrag soll entsprechend den am 26. Mai 1972 
abgegebenen Erklärungen auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Ver- 
trag nach seinem Artikel 33 Abs. 2 für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Es ist nicht zu erwarten, daß Bund, Länder und Ge- 
meinden durch die Ausführung des Gesetzes mit 
Kosten belastet werden. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik 
über Fragen des Verkehrs 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Deutsche Demokratische Republik 
sind, 

in dem Bestreben, einen Beitrag zur Entspannung in 
Europa zu leisten und normale gutnachbarliche Be- 
ziehungen beider Staaten zueinander zu entwickeln, 
wie sie zwischen voneinander unabhängigen Staaten 
üblich sind, 

geleitet von dem Wunsch, Fragen des grenzüber- 
schreitenden Personen- und Güterverkehrs beider 
Vertragsstaaten in und durch ihre Hoheitsgebiete zu 
regeln, 

übereingekommen, 

diesen Vertrag abzuschließen: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

1. Gegenstand des Vertrages ist der gegenseitige 
Wechsel- und Transitverkehr auf Straßen, Schienen- 
und Wasserwegen mit Transportmitteln, die im Gel- 
tungsbereich dieses Vertrages zugelassen oder 
registriert sind — im folgenden Verkehr genannt. 

Die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Be- 
nutzung bestimmter Transportmittel bleiben unbe- 
rührt. 

2. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den Ver- 
kehr in und durch ihre Hoheitsgebiete entsprechend 
der üblichen internationalen Praxis auf der Grund- 
lage der Gegenseitigkeit und Nichtdiskriminierung 
in größtmöglichem Umfang zu gewähren, zu erleich- 
tern und möglichst zweckmäßig zu gestalten. 

Artikel 2 

Der Verkehr unterliegt dem Recht desjenigen Staa- 
tes, in dessen Gebiet er durchgeführt wird, soweit 
dieser Vertrag nichts anderes bestimmt. 

Artikel 3 

1. Die Verkehrsteilnehmer können die im anderen 
Vertragsstaat für den öffentlichen Verkehr zugelas- 
senen Verkehrseinrichtungen benutzen. 

2. Soweit ein Vertragsstaat bestimmte Verkehrs- 
wege festlegt, auf denen der Transitverkehr durch 
sein Gebiet zu erfolgen hat, wird er sich dabei von 


dem Gesichtspunkt einer möglichst zweckmäßigen 
Gestaltung dieses Verkehrs leiten lassen. 

Artikel 4 

Der Verkehr erfolgt über die vorgesehenen Grenz- 
übergangsstellen. Über Veränderungen werden sich 
das Bundesministerium für Verkehr der Bundesrepu- 
blik Deutschland und das Ministerium für Verkehrs- 
wesen der Deutschen Demokratischen Republik vor- 
her ins Benehmen setzen. 

Artikel 5 

Die vom anderen Vertragsstaat ausgestellten amt- 
lichen Dokumente, die zum Führen von Transport- 
mitteln berechtigen, sowie die amtlichen Dokumente 
für die auf dessen Gebiet zugelassenen oder regi- 
strierten Transportmittel werden gegenseitig an- 
erkannt, soweit in Artikel 20 nichts anderes verein- 
bart ist. 

Die Verkehrsteilnehmer weisen sich durch von den 
zuständigen Behörden beziehungsweise Organen der 
Vertragsstaaten ausgestellte amtliche Personaldoku- 
mente, die zum Grenzübertritt berechtigen, aus. 

Artikel 6 

1. Für bestimmte im Zusammenhang mit dem Ver- 
kehr erhobene Abgaben und Gebühren kann eine 
Pauschalabgeltung vereinbart werden. 

2. Reisegebrauchs- und -verbrauchsgegenstände, 
die Verkehrsteilnehmer mit sich führen, bleiben frei 
von Ein- und Ausgangsabgaben sowie ähnlichen 
Gebühren. 

Für die in üblicher Menge in Transportmitteln mit- 
geführten Treibstoff- und Schmiermittelvorräte so- 
wie Ausrüstungs-, Ersatz- und Zubehörteile werden 
keine Ein- und Ausgangsabgaben sowie ähnliche 
Gebühren erhoben. 

Artikel 7 

1. Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, daß bei Unfällen 
und Havarien auf seinem Gebiet die notwendige 
Hilfe einschließlich Pannen- und Abschleppdienst, 
medizinischer Betreuung sowie Werft- und Werk- 
statthilfe geleistet wird. 

2. Bei Havarien und Unfällen gelten für deren 
Untersuchung sowie für die Ausfertigung der erfor- 
derlichen Protokolle die Rechtsvorschriften am Un- 
fallort. Die Protokolle, die für die Schadensregulie- 
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rung erforderlich sind, werden gegenseitig übermit- 
telt. 

Artikel 8 

Es erfolgt eine gegenseitige Information über den 
Straßenzustand, Umleitungen größeren Ausmaßes 
auf Autobahnen und wichtigen Fernstraßen, über 
Tauchtiefen, Pegelstände, Schleusenbetriebszeiten, 
Schiffahrtssperren sowie andere Nachrichten, die 
den Verkehrsablauf betreffen. 

Artikel 9 

Im Interesse einer möglichst einfachen und zweck- 
mäßigen Gestaltung des Verkehrs werden sich die 
Vertragsstaaten bei der Planung und Durchführung 
von Bauvorhaben, die Auswirkungen auf den grenz- 
überschreitenden Verkehr des anderen Vertrags- 
staates haben, informieren und entsprechend den Er- 
fordernissen einen Meinungsaustausch führen. 


II. Eisenbahnverkehr 

Artikel 10 

1. Im Eisenbahnverkehr werden die Fahrpläne der 
Regel- und Bedarfszüge, die Zugbildung und die 
Wagengestellung für Reisezüge unter Berücksichti- 
gung des Verkehrsaufkommens auf den internatio- 
nalen Fahrplankonferenzen oder zwischen den zu- 
ständigen zentralen Stellen der Vertragsstaaten ver- 
einbart. 

2. Bei außergewöhnlich umfangreichem Verkehrs- 
aufkommen wird im Rahmen der betrieblichen Mög- 
lichkeiten der Eisenbahnen der Einsatz zusätzlicher 
Züge vereinbart. 

Artikel 11 

1. Für die Beförderung von Reisenden und Gepäck 
gelten das Internationale Übereinkommen über den 
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) 
und seine Zusatzabkommen. 

2. Für die Beförderung von Frachtgut gelten das 
Internationale Übereinkommen über den Eisenbahn- 
frachtverkehr (CIM) und seine Zusatzabkommen. 

Artikel 12 

1. Grenzstrecke im Sinne dieses Vertrages ist der 
Abschnitt einer durchgehenden Bahnlinie — ein- 
schließlich an ihr liegender Betriebsdienststellen von 
untergeordneter Bedeutung — zwischen den je- 
weiligen Grenzbahnhöfen der Vertragsstaaten. Auf 
diesen Strecken gelten im Gebiet jedes Vertrags- 
staates dessen Rechtsvorschriften. Das gilt auch für 
die Betriebsvorschriften der Eisenbahnen. Ausnah- 
men können vereinbart werden. 

2. Jede Eisenbahn Verwaltung unterhält, wartet und 
erneuert die Eisenbahnanlagen und -einrichtungen 


auf ihren Strecken. Soweit Ausnahmen nicht in die- 
sem Vertrag geregelt sind, können sie vereinbart 
werden. 

3. Die zuständigen zentralen Stellen der Vertrags- 
staaten informieren sich gegenseitig über beabsich- 
tigte Veränderungen an den Anlagen und in der 
Technologie auf den Grenzstrecken und Grenzbahn- 
höfen, soweit diese Auswirkungen auf die Abwick- 
lung des Verkehrs haben. 

4. Die Eisenbahnverwaltungen stimmen den Zeit- 
punkt von Unterhaltungs-, Wartungs- oder Erneue- 
rungsarbeiten auf den Grenzstrecken ab, wenn sich 
Auswirkungen auf den Verkehr ergeben können. 

5. Die Eisenbahnverwaltungen vereinbaren die 
Unterhaltung, Wartung oder Erneuerung ihrer 
Sicherungs- und Fernmeldeanlagen, die sich auf dem 
Gebiet des anderen Vertragsstaates befinden. 

6. Die zwischen den Betriebsstellen der Eisen- 
bahnen beider Vertragsstaaten bestehenden Fern- 
meldeleitungen dürfen nur für eisenbahndienstliche 
Mitteilungen benutzt werden. Diese Leitungen dür- 
fen nicht mit dem bahneigenen oder öffentlichen 
Netz verbunden sein. 

7. Einzelfragen der Durchführung des Eisenbahn- 
verkehrs auf den Grenzstrecken werden gesondert 
vereinbart. 

Artikel 13 

1. Die Ausweise für das Fahr- und Zugbegleitper- 
sonal werden gegenseitig anerkannt. 

2. Die Beschäftigten der Eisenbahnverwaltungen, 
die auf dem Gebiete des anderen Vertragsstaates 
eingesetzt sind, müssen ihre Dienstuniform tragen. 
Sie haben die Dienstvorschriften der anderen Eisen- 
bahnverwaltung einzuhalten. Sie sind berechtigt, die 
für die Ausübung ihrer Tätigkeit erforderlichen Ge- 
und Verbrauchsgegenstände abgaben- und gebühren- 
frei mit sich zu führen. Auf den Grenzbahnhöfen 
werden ihnen Ruheräume zur Verfügung gestellt. Er- 
forderlichenfalls wird ihnen medizinische Hilfe ge- 
leistet. 

Artikel 14 

1. Die Deutsche Demokratische Republik gestattet 
die Durchführung des Güterverkehrs der Deutschen 
Bundesbahn nach und von Heringen/Werra (Bundes- 
republik Deutschland) durch ihr Gebiet auf den 
Strecken der Deutschen Reichsbahn zwischen Ger- 
stungen und Dankmarshausen, soweit dieser Ver- 
kehr die Kaliproduktion in diesem Raum betrifft. 
Die kommerziellen und betriebstechnischen Bedin- 
gungen für diesen Verkehr werden gesondert ver- 
einbart. 

2. Kalitransporte aus Heringen/Werra für die 
Deutsche Demokratische Republik oder im Transit 
durch deren Gebiet in dritte Staaten werden auf 
direktem Wege dem Grenzbahnhof Gerstungen zu- 
geführt. Die Grenzabfertigung in Gerstungen erfolgt 
in der gleichen Weise wie bei Sendungen, die die 
Grenzübergänge Bebra (Bundesrepublik Deutsch- 
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land)/Gerstungen (Deutsche Demokratische Repu- 
blik) passieren. 

Artikel 15 

1. Die Deutsche Demokratische Republik gestattet 
die Durchführung des Eisenbahnverkehrs der Deut- 
schen Bundesbahn nach und von dem Bahnhof Ober- 
suhl (Bundesrepublik Deutschland) über einen Grenz- 
streckenabschnitt durch ihr Gebiet. Die Gestattung 
umfaßt die unentgeltliche Nutzung des für die 
Strecke, die Hochbauten und Nebeneinrichtungen 
erforderlichen Geländes. Dieser Streckenabschnitt 
der Deutschen Reichsbahn wird von der Deutschen 
Bundesbahn auf ihre Kosten gewartet und unter- 
halten. Der Verkehr über die Grenzübergänge 
Bebra/Gerstungen darf dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. 

2. Die Deutsche Demokratische Republik gestattet 
die Durchführung des Eisenbahnverkehrs der Deut- 
schen Bundesbahn zwischen den Bahnhöfen 
Schwebda (Bundesrepublik Deutschland) und Heldra 
(Bundesrepublik Deutschland) über einen Grenz- 
streckenabschnitt durch ihr Gebiet zu den gleichen 
Bedingungen, die in Ziffer 1 vereinbart sind. 

Artikel 16 

Die Bundesrepublik Deutschland gestattet die Durch- 
führung des Eisenbahnverkehrs der Deutschen 
Reichsbahn auf dem zweigleisigen Abschnitt der 
Strecke Wartha/' Werra (Deutsche Demokratische 
Republik)-Gerstungen durch ihr Gebiet. Dieser 
Streckenabschnitt wird von der Deutschen Reichs- 
bahn auf ihre Kosten und mit ihren Beschäftigten 
betrieben, gewartet und unterhalten. Die Gestattung 
umfaßt die unentgeltliche Nutzung des für die 
Strecke, die Hochbauten und Nebeneinrichtungen er- 
forderlichen Geländes. 


III. Binnenschiffsverkehr 

Artikel 17 

1. Die Vertragsstaaten wirken in ihrem Gebiet 
darauf hin, daß die Voraussetzungen für einen 
schnellen und wirtschaftlichen Schiffsumlauf gegeben 
sind. 

2. Auf der Basis der Gegenseitigkeit wird eine Er- 
laubnis zum Befahren der Wasserstraßen nicht ver- 
langt. 

Artikel 18 

1. Die Beförderung von Gütern zwischen Häfen 
und Ladestellen des anderen Vertragsstaates (Ka- 
botage) bedarf einer besonderen Genehmigung sei- 
ner zuständigen Behörden beziehungsweise Organe. 

2. Einer Genehmigung bedarf es nicht, wenn auf 
dem Rückweg von einer Transitfahrt Güter in das 
Gebiet des anderen Vertragsstaates befördert wer- 
den (Anschlußkabotage). 


Artikel 19 

1. Werden Liegeplätze vorgeschrieben, so gilt Ar- 
tikel 17, Ziffer 1 entsprechend. An besonders hierfür 
zugelassenen Liegeplätzen wird den Besatzungen 
der Binnenschiffe Landgang gewährt. 

2. Soweit Liegeplätze vorgeschrieben werden, sind 
bei außergewöhnlichen Ereignissen wie Unfällen, Be- 
triebsstörungen, Erkrankungen oder Naturkatastro- 
phen sowie nach Aufforderung oder mit Genehmi- 
gung der zuständigen Behörden beziehungsweise 
Organe des betreffenden Vertragsstaates Fahrt- 
unterbrechungen und Landgang auch an anderen 
geeigneten Plätzen gestattet. Der Schiffsführer hat 
die zuständigen Behörden beziehungsweise Organe 
über die Fahrtunterbrechung bei außergewöhnlichen 
Ereignissen und die dafür maßgebenden Gründe zu 
unterrichten. 

3. Sofern eine Weiterfahrt infolge Hoch- oder Nied- 
rigwasser, Vereisung oder Havarie nicht mehr oder 
nur mit Einschränkungen möglich ist, wird gegen- 
seitig die Möglichkeit des Umschlags von Gütern 
oder die Leichterung von Binnenschiffen gewährt. 
Der vorgesehene Umschlag oder die Leichterung ist 
den zuständigen Behörden beziehungsweise Orga- 
nen zu melden und darf nur in ihrer Gegenwart 
erfolgen. 


Artikel 20 

1. Die gegenseitige Anerkennung von Dokumenten 
gemäß Artikel 5 gilt in der Binnenschiffahrt nur für 
die Befähigungszeugnisse, die für Elbe und Mittel- 
landkanal ausgestellt sind. Schiffszeugnisse (-atteste) 
der Deutschen Demokratischen Republik werden nur 
für die Wasserstraßen anerkannt, die zum Geltungs- 
bereich der Binnenschiffahrtsstraßen-Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland gehören. Schiffszeug- 
nisse (-atteste) der Bundesrepublik Deutschland wer- 
den auf den Wasserstraßen der Deutschen Demokra- 
tischen Republik anerkannt. 

2. Das Befahren der Binnenwasserstraßen des 
einen Vertragsstaates durch übermäßige Einzelfahr- 
zeuge und Schiffsverbände des anderen Vertrags- 
staates bedarf der Zustimmung seiner zuständigen 
Behörden beziehungsweise Organe. 

übermäßig sind solche Einzelfahrzeuge oder Schiffs- 
verbände, die die in den Rechtsvorschriften des je- 
weiligen Vertragsstaates für die Benutzung seiner 
Wasserstraßen festgelegten Abmessungen über- 
schreiten. 

3. Schwimmende Geräte und Schwimmkörper kön- 
nen transportiert, Schiffsneubauten überführt wer- 
den. Sportboote, Rennboote und andere individuelle 
Wasserfahrzeuge können als Deckladung oder im 
Schlepp befördert werden. 

4. Soweit Fahrtrouten vorgeschrieben sind, bedarf 
das Abweichen von ihnen der Genehmigung der zu- 
ständigen Behörden beziehungsweise Organe. 
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Artikel 21 

Binnenschiffe werden dann als zollverschlußsicher 
anerkannt, wenn sie entsprechend der allgemein 
üblichen internationalen Praxis zum Transport von 
Gütern unter Zollverschluß zugelassen sind. 

Als Nachweis der zollverschlußsicheren Einrichtung 
werden Zollverschlußanerkenntnisse anerkannt. 

Artikel 22 

Für die Benutzung der Wasserstraßen einschließlich 
der Schleusen, Schiffshebewerke sowie Schiffsliege- 
plätze werden entsprechend den dort geltenden 
Rechtsvorschriften Abgaben und Gebühren erhoben. 

Artikel 23 

Die Vertragsstaaten gewährleisten einen reibungs- 
losen Binnenschiffsverkehr auf dem Abschnitt zwi- 
schen Kilometer 472,6 bis Kilometer 566,3 der Elbe. 


IV. Kraftverkehr 

Artikel 24 

1. Gewerbliche Personenbeförderung im Sinne die- 
ses Vertrages ist die entgeltliche oder geschäfts- 
mäßige Beförderung von Personen mit Kraftfahrzeu- 
gen und Anhängern. 

2. Gütertransporte mit Kraftfahrzeugen im Sinne 
dieses Vertrages sind der gewerbliche Güterkraft- 
verkehr und der Werkverkehr mit Kraftfahrzeugen 
und Anhängern. 

Artikel 25 

1. Jeder Vertragsstaat wird das Recht auf die An- 
wendung des Genehmigungsverfahrens für die ge- 
werbliche Beförderung von Personen im Gelegen- 
heitsverkehr und für Gütertransporte mit Kraftfahr- 
zeugen in oder durch sein Gebiet auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit nicht ausüben. 

2. Unternehmen aus dem einen Vertragsstaat be- 
dürfen für die gewerbliche Beförderung von Perso- 
nen im Kraftomnibus-Linienverkehr in oder durch 
das Gebiet des anderen Vertragsstaates einer Be- 
förderungsgenehmigung dieses Staates. 

3. Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht der 
Genehmigung für die gewerbliche Beförderung von 
Personen, die auf seinem Gebiet aufgenommen wer- 
den sollen, sowie für den Transport von Gütern vor, 
wenn dieser ausschließlich auf seinem Gebiet durch- 
geführt werden soll. 

Artikel 26 

Soweit Bau und Ausrüstung der Fahrzeuge den am 
Zulassungsort geltenden Vorschriften entsprechen, 
werden sie gegenseitig als ausreichend anerkannt. 
Kraftfahrzeuge und Anhänger, die einschließlich 


ihrer Ladung die im Gebiet des anderen Vertrags- 
staates vorgeschriebenen Maße oder Gewichte über- 
schreiten, bedürfen für die Fahrt in oder durch die- 
sen Vertragsstaat einer Ausnahmegenehmigung sei- 
ner zuständigen Behörden beziehungsweise Organe. 

Artikel 27 

Die im Verkehr eingesetzten Kraftfahrzeuge müssen 
haftpflichtversichert sein. Der Ausgleich von Schä- 
den aus Kraftfahrzeugunfällen ist Gegenstand ge- 
sonderter Regelungen. 

Artikel 28 

Für Gütertransporte im Straßenverkehr gelten: 

— das Zollübereinkommen vom 15. Januar 1959 
über den internationalen Warentransport mit 
Carnets TIR, 

— das Europäische Übereinkommen vom 30. Sep- 
tember 1957 über die internationale Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR). 


V. Seeverkehr 

Artikel 29 

1. Die Vertragsstaaten kommen überein, sich ge- 
genseitig die Benutzung von Seehäfen und anderen 
Einrichtungen des Seeverkehrs für den Transport 
und Umschlag von Gütern zu ermöglichen. Sie ge- 
währleisten in ihren Seehäfen den Schiffen des an- 
deren Vertragsstaates die gleiche Behandlung wie 
den Schiffen anderer Staaten; das gilt insbesondere 
für die Abfertigung, die Erhebung von Gebühren 
und Hafenabgaben, den freien Zugang zu ihren See- 
häfen und deren Benutzung. 

2. Seeschiffen, die die Flagge des einen Vertrags- 
staates führen, wird der Transport von Gütern aus 
und nach dem anderen Vertragsstaat ermöglicht. 
Die Beförderung von Gütern zwischen Häfen und 
Ladestellen des anderen Vertragsstaates (Kabotage) 
bedarf einer besonderen Genehmigung seiner zu- 
ständigen Behörden beziehungsweise Organe. 

Artikel 30 

1. Schiffe unter der Flagge eines der Vertragsstaa- 
ten, welche die nach seinem Recht zum Nachweis der 
Staatszugehörigkeit vorgeschriebenen Dokumente 
mit sich führen, gelten als Schiffe dieses Vertrags- 
staates. 

2. Schiffe, die mit ordnungsgemäß ausgestellten 
Schiffsmeßbriefen versehen sind, werden von einer 
nochmaligen Ausmessung beziehungsweise Nach- 
messung befreit. 

3. Der Berechnung der Hafengebühren wird das in 
den Schiffsmeßbriefen angegebene Volumen des 
Schiffes zugrunde gelegt. 
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Artikel 31 

In den Hoheitsgewässern des einen Vertragsstaates 
unterliegen die Schiffe des anderen Vertragsstaates 
den Vorschriften über die Besatzung, Ausrüstung, 
Einrichtungen, Schiffssicherheitsmittel, Vermessung 
und Seetüchtigkeit, die in dem Staat gelten, unter 
dessen Flagge das Schiff fährt. 


VI. Schlußbestimmungen 

Artikel 32 

1. Eventuell auftretende Meinungsverschiedenhei- 
ten über die Anwendung oder Auslegung dieses 
Vertrages werden durch eine Kommission beider 
Vertragsstaaten geklärt. 

2. Die Delegationen werden in der Kommission 
durch bevollmächtigte Vertreter des Bundesministers 
für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland be- 
ziehungsweise des Ministers für Verkehrswesen der 
Deutschen Demokratischen Republik geleitet. 

3. Die Kommission tritt auf Ersuchen eines der bei- 
den Vertragsstaaten zusammen. 


4. Einzelheiten des Verfahrens werden durch die 
Kommission festgelegt. 

5. Kann die Kommission eine ihr zur Behandlung 
vorgelegte Meinungsverschiedenheit nicht regeln, 
wird diese Frage den Regierungen unterbreitet, die 
sie auf dem Verhandlungswege beilegen. 

Artikel 33 

Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. Er kann fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten 
mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des 
jeweiligen Kalenderjahres gekündigt werden. 

Dieser Vertrag tritt an dem Tage in Kraft, an dem 
die beiden Regierungen sich gegenseitig durch No- 
tenwechsel mitteilen, daß die innerstaatlichen Vor- 
aussetzungen für das Inkrafttreten dieses Vertrages 
erfüllt sind. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
der Vertragsstaaten diesen Vertrag unterzeichnet. 

GESCHEHEN in Berlin am 26. Mai 1972 
in zwei Urschriften in deutscher Sprache. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 

Egon Bahr 

Für die Deutsche Demokratische Republik 

Michael Kohl 


8 



Deutscher Bundestag - — 6. Wahlperiode Drucksach e YI/3770 


Protokollvermerke 

zum Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik über Fragen des Verkehrs 


Protokollvermerk zu Artikel 1 : 

Ein Personenverkehr mit Seepassagierschiffen und 
Binnenschiffen besteht zur Zeit nicht. Beide Seiten 
stimmen überein, bei Vorliegen der Voraussetzun- 
gen Verhandlungen über die Möglichkeit der Rege- 
lung dieser Fragen aufzunehmen. 

Protokollvermerk zu Artikel 12: 

Die beiden Eisenbahnverwaltungen werden die Ein- 
richtung weiterer Fernsprechverbindungen für 
eisenbahndienstliche Mitteilungen prüfen. 

Protokollvermerk zu Artikel 17: 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik erklärt, daß sie bei Wiedereinführung des 
Permit-Verfahrens für Binnenschiffe der Deutschen 
Demokratischen Republik das Erlaubnisverfahren 
für Binnenschiffe der Bundesrepublik Deutschland 
wieder in Kraft setzen wird. 

Protokollvermerk zu Artikel 21: 

Die Vertragsstaaten erklären, daß sie die gegenwär- 
tige Praxis bei der Sicherheitsleistung für die Bin- 
nenschiffe und deren Ladung nicht ändern werden. 

Protokollvermerk zu Artikel 23: 

1 . 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik besteht Über- 
einstimmung, daß sich ihre zuständigen Behörden 
beziehungsweise Organe über Arbeiten zur Erhal- 
tung eines ordnungsgemäßen Zustandes für den 
Wasserabfluß und die Erhaltung der Schiffahrt auf 
der Elbe zwischen Kilometer 472,6 und Kilometer 
566,3, wie zum Beispiel Längs- und Querpeilungen, 
Abflußmessungen, Baggerungen zur Beseitigung von 
Untiefen und die Beseitigung von Schiffahrtshinder- 
nissen, rechtzeitig vorher informieren. Eisaufbruch 
sowie die Kennzeichnung des Fahrwassers werden in 
beiderseitiger Abstimmung durchgeführt. 

2 . 

Das Fahrwasser, die Strombauwerke und Hafenein- 
fahrten auf diesem Abschnitt der Elbe werden ent- 
sprechend der bisherigen Praxis gekennzeichnet. 
Dabei gehen beide Seiten von dem Zustand im Zeit- 
punkt der Unterzeichnung dieses Vertrages aus. Eine 
Änderung der Bezeichnung bedarf der Abstimmung 


zwischen ihren zuständigen Behörden beziehungs- 
weise Organen. 

3. 

Bei Unfällen und Havarien in diesem Abschnitt der 
Elbe werden die Untersuchung und die Ausfertigung 
der Protokolle von den zuständigen Behörden be- 
ziehungsweise Aufsichts- und Kontrollorganen des- 
jenigen Vertragsstaates vorgenommen, dessen Bin- 
nenschiff am Unfall oder an der Havarie beteiligt 
ist. Sind Binnenschiffe beider Vertragsstaaten am 
Unfall oder an der Havarie beteiligt, werden ihre 
zuständigen Behörden beziehungsweise Organe die 
Untersuchung gesondert vornehmen und die Proto- 
kolle austauschen. 

4. 

Binnenschiffe der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik, die auf diesem Grenzstreckenabschnitt der Elbe 
im Binnenverkehr zwischen Häfen der Deutschen 
Demokratischen Republik eingesetzt sind, werden 
mit einer besonderen Flagge gekennzeichnet und 
unterliegen nicht der Grenzabfertigung durch Behör- 
den der Bundesrepublik Deutschland. 

Protokollvermerk zu Artikel 25: 

Der Antrag auf Genehmigung eines grenzüberschrei- 
tenden Kraftomnibus-Linien- oder -Transitlinienver- 
kehrs ist bei der zuständigen Behörde beziehungs- 
weise dem zuständigen Organ des Vertragsstaates 
zu stellen, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat. 
Falls keine Bedenken gegen diesen Antrag bestehen, 
übersendet das Verkehrsministerium des Vertrags- 
staates, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat, 
den Antrag mit einer Stellungnahme dem Verkehrs- 
ministerium des anderen Vertragsstaates. 

Die Antragstellung und Erteilung der Genehmigung 
für den Teil der Strecke, der auf dem Gebiet des 
jeweiligen Vertragsstaates verläuft, erfolgt nach 
dessen Rechtsvorschriften. 

An der Durchführung des Kraftomnibus-Linien- oder 
-Transitlinienverkehrs in oder durch das Gebiet des 
anderen Vertragsstaates sind auf dessen Verlangen 
seine Unternehmen zu beteiligen. 

Protokollvermerk zu Artikel 28: 

Bis zu der notwendigen gleichberechtigten Mitglied- 
schaft beider Staaten in dem 

— Zollübereinkommen vom 15. Januar 1959 über 
den internationalen Warentransport mit Carnets 
TIR und dem 
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— Europäischen Übereinkommen vom 30. Septem- 
ber 1957 über die internationale Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) 

bleibt Artikel 28 des Verkehrsvertrages suspendiert. 

Protokollvermerk zu Artikel 32: 

Die entsprechend Artikel 32 zu bildende Kommis- 
sion kann zu gegebener Zeit auch Fragen der weite- 
ren Erleichterung und zweckmäßigen Gestaltung des 
Personen- und Güterverkehrs beraten. Entspre- 


chende Vorschläge bedürfen der Entscheidung durch 
die Regierungen oder deren zuständige Behörden 
beziehungsweise Organe. 

Protokollvermerk zum Luftverkehr: 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche 
Demokratische Republik stimmen darin überein, zu 
gegebener Zeit Verhandlungen über ein Luftver- 
kehrsabkommen aufzunehmen, um die Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Luftverkehrs zu ent- 
wickeln. 
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BUNDESKANZLERAMT 
Der Staatssekretär 


53 Bonn 1, den 26. Mai 1972 


An den 

Staatssekretär beim Ministeirat 

der Deutschen Demokratischen Republik 

Herrn Dr. Michael Kohl 
Berlin 


Sehr geehrter Herr Kohl! 

Ich beehre mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland wird nach Unterzeichnung des 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik über Fragen des Verkehrs 
einen Antrag auf Beitritt zu den Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) und 
über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) sowie deren Zusatzab- 
kommen stellen. 

2. Bis zur Erreichung der gleichberechtigten Mitgliedschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik in den in Ziffer 1 genannten Übereinkommen bleibt Ar- 
tikel 11 des Verkehrsvertrages suspendiert. 

3. Die Bundesrepublik Deutschland erklärt, daß sie ihr Streckennetz 
im bisherigen Umfang den Internationalen Eisenbahn-Überein- 
kommen unterstellt. 

4. Die Rechtslage der Schienenwege in Berlin (West) bleibt durch die 
Mitgliedschaft in den in Ziffer 1 genannten Übereinkommen un- 
berührt. 

5. Bestehende Abkommen der Bundesrepublik Deutschland werden 
durch die Mitgliedschaft in den in Ziffer 1 genannten Überein- 
kommen nicht berührt. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Bahr 


11 



Drucksache VI/3770 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


STAATSSEKRETÄR BEIM MINISTERRAT 

der Deutschen Demokratischen Republik 102 Berlin, den 26. Mai 1972 


An den 

Staatssekretär 
im Bundeskanzleramt der 
Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Egon Bahr 
Bonn 


Sehr geehrter Herr Bahr! 

Ich beehre mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

1. Die Deutsche Demokratische Republik wird nach Unterzeichnung 
des Vertrages zwischen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland über Fragen des Verkehrs 
einen Antrag auf Beitritt zu den Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) und 
über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) sowie deren Zusatzab- 
kommen stellen. 

2. Bis zur Erreichung der gleichberechtigten Mitgliedschaft der Deut- 
schen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutsch- 
land in den in Ziffer 1 genannten Übereinkommen bleibt Artikel 11 
des Verkehrsvertrages suspendiert. 

3. Die Deutsche Demokratische Republik erklärt, daß sie ihr Strek- 
kennetz im bisherigen Umfang den Internationalen Eisenbahn- 
Übereinkommen unterstellt. 

4. Die Rechtslage der Schienenwege in Berlin (West) bleibt durch die 
Mitgliedschaft in den in Ziffer 1 genannten Übereinkommen un- 
berührt. 

5. Bestehende Abkommen der Deutschen Demokratischen Republik 
werden durch die Mitgliedschaft in den in Ziffer 1 genannten 
Übereinkommen nicht berührt. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Dr. Kohl 
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STAATSSEKRETÄR BEIM MINISTERRAT 

der Deutschen Demokratischen Republik 102 Berlin, den 26. Mai 1972 


Staatssekretär 
im Bundeskanzleramt der 
Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Egon Bahr 
Bonn 


Sehr geehrter Herr Bahr! 

Ich habe die Ehre, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Im Ergebnis der Inkraftsetzung des Verkehrsvertrages zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutsch- 
land wird es zu Reiseerleichterungen im Verkehr zwischen den beiden 
Staaten über das bisher übliche Maß kommen. Auf Antrag von Bür- 
gern der Deutschen Demokratischen Republik werden die zuständigen 
Organe der Deutschen Demokratischen Republik den Besuch von Ver- 
wandten und Bekannten aus der Bundesrepublik Deutschland zur 
jährlich mehrmaligen Einreise in die Deutsche Demokratische Repu- 
blik erlauben. Bürger der Bundesrepublik Deutschland können in die 
Deutsche Demokratische Republik auch aus kommerziellen, kulturel- 
len, sportlichen oder religiösen Gründen einreisen, wenn hierzu Ein- 
ladungen der entsprechenden Institutionen oder Organisationen der 
Deutschen Demokratischen Republik vorliegen. Des weiteren werden 
Touristenreisen von Bürgern der Bundesrepublik Deutschland in die 
Deutsche Demokratische Republik auf Grund von Vereinbarungen 
zwischen den Reisebüros beider Staaten ermöglicht werden. In grö- 
ßerem Umfang als bisher wird gestattet sein, bei Reisen in die Deut- 
sche Demokratische Republik Personenkraftwagen zu benutzen. Die 
Freigrenze für mitgeführte Geschenke bei Reisen in die Deutsche 
Demokratische Republik wird erhöht werden. Die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik wird in dringenden Familien- 
angelegenheiten Bürgern der Deutschen Demokratischen Republik die 
Reise nach der Bundesrepublik Deutschland ermöglichen. 

Bitte übermitteln Sie diese Information Ihrer Regierung. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Dr. Michael Kohl 
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BUNDESKANZLERAMT 

Der Staatssekretär 53 Bonn 1, den 26. Mai 1972 

An den 

Staatssekretär beim Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik 

Herrn Dr. Michael Kohl 

Berlin 


Sehr geehrter Herr Kohl! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom heutigen Tage 
zu bestätigen, mit dem Sie mir die Information über die Reiseerleich- 
terungen übermittelt haben, die die Regierung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik nach Inkraftsetzung des Verkehrsvertrages ein- 
{ühren wird. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Egon Bahr 
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Erklärungen 


bei der Unterzeichnung des Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über Fragen 
des Verkehrs am 26. Mai 1972 zur Anwendung des Vertrages auf 

Berlin (West) 


Der Staatssekretär des Bundeskanzleramtes, Egon Bahr, gab fol- 
gende Erklärung ab: 

. Ich bestätige das bestehende Einvernehmen, die Bestimmun- 
gen des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik über Fragen des Verkehrs 
vom 26. Mai 1972 in Übereinstimmung mit dem Viermächte-Abkom- 
men vom 3. September 1971 auf Berlin (West) unter der Vorausset- 
zung sinngemäß anzuwenden, daß in Berlin (West) die Einhaltung 
der Bestimmungen des Verkehrsvertrages gewährleistet wird. Die 
Bundesrepublik Deutschland wird im Rahmen ihrer Gesetzgebung 
die Anwendung des Verkehrsvertrages auf Berlin (West) im üblichen 
Verfahren unter Beachtung der Bestimmungen des Viermächte-Ab- 
kommens regeln. 

Der Staatssekretär beim Ministerrat der DDR, Dr. Michael Kohl, 
gab folgende Erklärung ab: 

„. . . Im Zusammenhang mit der Unterzeichnung möchte ich auf das 
Einvernehmen verweisen, die Bestimmungen dieses Vertrages in 
Übereinstimmung mit dem Vierseitigen Abkommen vom 3. September 
1971 auf Berlin (West) unter der Voraussetzung sinngemäß anzuwen- 
den, daß in Berlin (West) die Einhaltung der Bestimmungen des Ver- 
kehrsvertrages gewährleistet wird. 
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Denkschrift 

zu dem Vertrag vom 26. Mai 1972 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik 
über Fragen des Verkehrs 


ALLGEMEINER TEIL 


L 

Die Spaltung Deutschlands hat gerade auch im Be- 
reich des Verkehrs zu einer starken Desintegration 
geführt und die Verkehrsbeziehungen verkümmern 
lassen. Die Verkehrsbeziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR waren weit- 
hin ungeregelt und entsprachen nicht den prakti- 
schen Erfordernissen. Im Interesse der Menschen 
und auch der Verkehrswirtschaft mußten Wege ge- 
funden werden, um in diesem Bereich Hindernisse 
zu beseitigen und Erleichterungen zu schaffen. 

In der Regierungserklärung der Großen Koalition 
vom 12. April 1967 waren unter anderem Maßnah- 
men zur verstärkten wirtschaftlichen und verkehrs- 
politischen Zusammenarbeit vorgeschlagen worden. 
Bundeskanzler Kiesinger erklärte in einem Brief- 
wechsel mit der Regierung der DDR die Bereitschaft 
zu Verhandlungen auf Regierungsebene. Das Ver- 
handlungsangebot wurde von Bundeskanzler Brandt 
am 29. Oktober 1969 erneuert. Am 26. November 
1969 legte die DDR den Entwurf eines Verkehrsver- 
trages vor, der jedoch keine Ansätze für eine Ver- 
besserung der Verkehrsbeziehungen enthielt und 
daher keine Basis für die Aufnahme erfolgverspre- 
chender Verhandlungen bilden konnte. 

Am 21. Mai 1970 schlug Bundeskanzler Brandt in 
Kassel dem Vorsitzenden des Ministerrats der DDR 
zwanzig Punkte vor, in denen es unter anderem 
hieß: „Beide Seiten sollten ihre Bereitschaft bekräf- 
tigen, die Zusammenarbeit . . . auf den Gebieten 
des Verkehrs ... im Interesse des gegenseitigen 
Vorteils zu intensivieren und zu erweitern sowie 
Verhandlungen über die Einzelheiten aufzunehmen." 
Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR kamen am 29. Oktober 1970 überein, 
einen Meinungsaustausch über Fragen zu führen, 
deren Regelung der Entspannung und den beider- 
seitigen Interessen dient. 

Am 27. November 1970 nahmen Delegationen unter 
Leitung von Staatssekretär Egon Bahr und Staats- 
sekretär Dr. Michael Kohl den Meinungsaustausch 
auf. In den Begegnungen, die abwechselnd in Ost- 
Berlin und Bonn stattfanden, wurden grundsätzliche 
Fragen erörtert. Im Laufe der Zeit konzentrierten 
sich die Gespräche auf Fragen des Verkehrs. 

Nach Unterzeichnung des Viermächte- Abkommens 
ermächtigte die Bundesregierung am 3. September 


1971 formell Staatssekretär Bahr, in Verhandlungen 
einzutreten. Diese konzentrierten sich zunächst auf 
die ergänzenden Vereinbarungen zum Viermächte- 
Abkommen. 

Nachdem von der Bundesregierung das Abkommen 
über den Transitverkehr von zivilen Personen und 
Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) am 17. Dezember 1971 und vom 
Senat die Vereinbarung über Erleichterungen und 
Verbesserungen des Reise- und Besucherverkehrs 
am 20. Dezember 1971 unterzeichnet worden waren, 
begann am 20. Januar 1972 die letzte Phase der 
Verhandlungen über einen Verkehrsvertrag. Sie 
wurden am 26. April 1972 abgeschlossen. Am 12. Mai 

1972 wurde der Verkehrsvertrag paraphiert und 
am 26. Mai 1972 unterzeichnet. 

II. 

Der Vertrag schafft erstmals eine umfassende und 
gesicherte Rechtsgrundlage für den Verkehr auf 
Straßen, Schienen- und Wasserwegen zwischen den 
beiden Staaten in Deutschland. Der gegenwärtige 
ungeregelte Zustand wird beendet, und materielle 
Verbesserungen werden möglich. Auch wenn dieser 
Vertrag seiner Natur nach zum überwiegenden Teil 
verkehrstechnische Vorschriften enthält, bedeutet er 
für den Verkehrsbereich, also für einen wichtigen 
Teil der regelungsfähigen und regelungsbedürftigen 
Beziehungen, einen nicht zu unterschätzenden Fort- 
schritt. Den Verkehrsträgern und den Reisenden 
wird die Rechtssicherheit gegeben, die es bisher in 
einer Fülle von Verkehrs- und Transportfragen 
nicht gab. 

In Auswirkung des Vertrages wird eine Reihe mate- 
rieller Erleichterungen wirksam werden, die einen 
ersten Schritt auf dem Wege der angestrebten Nor- 
malisierung darstellen. 

Beide Seiten haben deutlich gemacht, daß sie wei- 
tere Schritte auf dem eingeschlagenen Weg zu einem 
geregelten Nebeneinander und schließlich zu einem 
Miteinander der beiden Staaten in Deutschland im 
Interesse der in ihnen lebenden Menschen gehen 
wollen. 

Große politische Bedeutung kommt der Einbezie- 
hung des Landes Berlin in den Vertrag zu. Bei seiner 
Unterzeichnung sind inhaltlich übereinstimmende 
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Erklärungen abgegeben worden, wonach die Be- 
stimmungen des Verkehrsvertrages auf Berlin 
(West) angewendet werden. Die besonderen Verein- 
barungen zwischen dem Senat von Berlin und der 
DDR vom 20. Dezember 1971 bleiben unberührt. 

Im Rahmen einer umfassenden Regelung der Ver- 
kehrsbeziehungen eröffnete sich auch die Möglich- 
keit, schrittweise das Problem der Mitgliedschaft 
beider Seiten in internationalen Verkehrsüberein- 
kommen einer Lösung zuzuführen. Im Interesse 
einer reibungslosen und wirtschaftlich zweckmäßi- 
gen Abwicklung des zwischenstaatlichen Verkehrs 
und der Beseitigung bestehender praktischer Nach- 
teile ist die Mitarbeit der DDR in multilateralen 
Verkehrsinstitutionen sachlich wünschenswert. Die 
Bundesregierung hält eine Mitarbeit der DDR in 
internationalen Organisationen solcher Bereiche 
schon jetzt für möglich, in denen eine umfassende 
Regelung der Beziehungen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der DDR — wie im Verkehrs- 
bereich — getroffen worden ist und weitergehende 
Fragen nicht präjudiziert werden. 

Dementsprechend ist in einem Briefwechsel zum 
Abkommen vorgesehen, daß die beiden Staaten den 
internationalen Übereinkommen über den Eisen- 
bahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) und über 
den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) sowie deren Zu- 
satzabkommen beitreten. Artikel 11 des Verkehrs- 
vertrages stellt klar, daß die Vorschriften der 
CIV/CIM auch unter den Partnern dieses Vertrages 
gelten; er bleibt bis zur Erreichung der Mitglied- 
schaft beider Seiten zu diesen Übereinkommen 
suspendiert. 


Die Geltung der Vorschriften des Zollübereinkom- 
mens vom 15. Januar 1959 über den internationalen 
Warentransport mit Carnets TIR und des Euro- 
päischen Übereinkommens vom 30. September 1957 
über die internationale Beförderung gefährlicher 
Güter auf der Straße (ADR), die in Artikel 28 des 
Verkehrsvertrages vorgesehen ist, bleibt zunächst 
suspendiert. Diese Fragen können erst im Zuge des 
weiteren Normalisierungsprozesses gelöst werden. 
In einem weiteren Briefwechsel zum Abkommen 
hat die DDR angekündigt, daß es mit dem Inkraft- 
treten des Verkehrsvertrages zu Reiseerleichterun- 
gen über das bisher übliche Maß hinaus kommen 
wird. 

ln West-Ost-Richtung werden auf Einladung von 
Bekannten und Verwandten jährlich mehrmalige 
Reisen möglich sein, ebenso Reisen aus kommer- 
ziellen, kulturellen, sportlichen oder religiösen 
Gründen und auch — erstmals wieder seit langer 
Zeit — - Touristenreisen. Diese Reisen sollen durch 
häufigere Genehmigung von PKW-Reisen und die 
Erhöhung der Freigrenze für mitgeführte Geschenke 
erleichtert werden. Die angekündigten Verbesse- 
rungen haben große Bedeutung für die Pflege 
menschlicher Kontakte und für die Wiederaufnahme 
des Kulturaustausches und des Sportverkehrs. 

Von außerordentlicher Bedeutung ist die Ankündi- 
gung der DDR, daß in Ost-West-Richtung Bürgern der 
DDR in dringenden Familienangelegenheiten die 
Reise ermöglicht werden wird. Damit würden erst- 
mals wieder in größerem Umfang private Reisen 
solcher Personen genehmigt, die noch nicht im Ren- 
tenalter stehen. 


BESONDERER TEIL 


Zur Präambel 

Die Präambel verdeutlicht den politischen Gesamt- 
zusammenhang, in dem der Verkehrs vertrag steht. 
In diesem Sinne stellen die Vertragspartner dem 
Vertrag zwei programmatische Sätze voran: 

Ihr Bestreben, „einen Beitrag zur Entspannung in 
Europa zu leisten", geht von der Erkenntnis aus, 
daß die vertragliche Regelung ihres Zusammen- 
lebens eine der wichtigsten Voraussetzungen für 
eine friedliche Entwicklung in Europa und die Ver- 
besserung der Beziehungen zwischen den euro- 
päischen Ländern ist. 

Beide Staaten sind in dem Bestreben einig, „normale 
gutnachbarliche Beziehungen beider Staaten zuein- 
ander zu entwickeln". Was inhaltlich unter „norma- 
len" Beziehungen zu verstehen ist, wird durch den 
Begriff „gutnachbarlich" verdeutlicht. Die Ausge- 
staltung dieser Beziehungen soll einem internatio- 
nalen Vergleich standhalten können, was zur Zeit 
keineswegs der Fall ist. Die Aussage, daß beide 
Staaten voneinander unabhängig sind, trägt der 
rechtlichen Situation Rechnung, daß keiner der bei- 
den Staaten dem anderen untergeordnet ist. 


Die Präambel schließt mit dem eigentlichen Pro- 
gramm des Vertrages ab, Fragen des grenzüber- 
schreitenden Personen- und Güterverkehrs umfas- 
send zu regeln. 


I. Allgemeine Bestimmungen 

Zu Artikel 1 

Ziffer 1 umschreibt den Gegenstand des Vertrages. 

Der Vertrag betrifft den Wechselverkehr, d. h. den 
Verkehr zwischen den beiden Verkehrsgebieten, 
und den Transitverkehr in dritte Staaten. Der Ver- 
kehr zwischen dem Bundesgebiet und Berlin (West) 
ist im Transitabkommen vom 17. Dezember 1971 im 
Rahmen des Viermächte-Abkommens gesondert ge- 
regelt und wird von den Bestimmungen dieses Ver- 
trages nicht erfaßt. 

Der Vertrag regelt den Verkehr auf Straßen, Schie- 
nen- und Wasserwegen. Der Personenverkehr mit 
Seepassagier- und Binnenschiffen bleibt gemäß 
Protokollvermerk zu Artikel 1 einstweilen unge- 
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regelt; erst nach Vorliegen entsprechender Voraus- j 
Setzungen soll über ihn verhandelt werden. 

Der Luftverkehr ist wegen der besonderen Rechts- 
Verhältnisse auf diesem Gebiet ausgeklammert. Der i 
Protokollvermerk zum Luftverkehr nimmt aber in 
Aussicht, zu gegebener Zeit Verhandlungen über 
ein Luftverkehrsabkommen aufzunehmen, um die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Luftverkehrs zu 
entwickeln. 

Ziffer 2 enthält die Grundnorm des Vertrages. 

Die Anknüpfung an die „übliche internationale 
Praxis" läßt Ansprüche auf materielle Verkehrsver- 
besserungen dort zu, wo das Niveau des internatio- 
nal üblichen in der Verkehrspraxis zwischen den 
beiden deutschen Verkehrsgebieten noch nicht er- | 
reicht ist. I 

Die Prinzipien der Gegenseitigkeit und der Nicht- 
diskriminierung erlauben Forderungen auf Gleich- 
behandlung oder auch Gegenmaßnahmen, wenn der 
eine Vertragspartner im bilateralen Verhältnis nicht- | 
vergleichbare Bedingungen gewährt oder wenn er j 
Verkehrsteilnehmer dritter Staaten unter vergleich- | 
baren Umständen besser behandelt. 

Die materiellen Ziele des Vertrages sind dahin be- 
schrieben, daß der Verkehr in größtmöglichem Um- 
fang zu gewähren, zu erleichtern und möglichst 
zweckmäßig zu gestalten ist. 

Der Artikel 1 eröffnet der Binnenschiffahrt beider 
Seiten zum ersten Mal seit 1945 die Möglichkeit zum 
Transitverkehr in dritte Staaten. j 

i 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 stellt für den Verkehr die Geltung des 
innerstaatlichen Rechts des Staates fest, in dessen 
Gebiet der Verkehr durchgeführt wird. Die An- 
knüpfung an das Ortsrecht ist bei verkehrsrecht- 
lichen Vorschriften üblich. 

Zu Artikel 3 

Nach Ziffer 1 bestehen keine Beschränkungen für 
die Benutzung öffentlicher Verkehrseinrichtungen. 
Damit wird jedoch nicht allgemein die Einfahrt mit 
PKW eröffnet und auch nicht die freie Wahl von 
Reiserouten, die weiterhin mit Hilfe der Aufent- 
haltsgenehmigung und der Visaerteilung beschränkt 
werden können. Diese Beschränkungen werden aber 
durch die angekündigten Reiseerleichterungen ge- 
mildert. 

Die zulässige Beschränkung der Transitwege ergibt 
sich aus Ziffer 2 als lex specialis. Die Transitwege 
müssen aber so festgelegt werden, daß sie einen 
möglichst zweckmäßigen Verkehrsablauf erlauben. 

Zu Artikel 4 

Im Verkehrsvertrag konnten keine neuen Grenz- 
übergangsstellen festgelegt werden. Die DDR hat 
sich aber bereit erklärt, die Straßenübergänge Horst 
und Wartha zukünftig auch für den Transitverkehr 
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in dritte Länder freizugeben, Horst allerdings nur 
für den Personenverkehr. 

Satz 2 ermöglicht im gegenseitigen Benehmen die 
Öffnung weiterer Übergänge, wenn die Entwicklung 
des Verkehrs dies erforderlich macht. 

Zu Artikel 5 

Absatz 1 regelt die gegenseitige Anerkennung von 
Dokumenten, die zum Führen von Transportmitteln 
berechtigen (wie Führerschein) sowie von Dokumen- 
ten, die die Zulassung und Registrierung von Trans- 
portmitteln betreffen (wie Kraftfahrzeugscheine). 
Der Vorbehalt hinsichtlich des Artikels 20 ergibt sich 
aus den für die Binnenschiffahrt bestehenden be- 
sonderen Regelungen in beiden Staaten. 

Absatz 2 betrifft das Recht der Verkehrsteilnehmer, 
sich durch amtliche Personaldokumente, die zum 
Grenzübertritt berechtigen, auszuweisen. Amtliche 
Personaldokumente sind u. a. Pässe, Personalaus- 
weise und Paßersatzpapiere. Die Berechtigung zum 
Grenzübertritt selbst richtet sich jeweils für die Aus- 
reise nach den Vorschriften des Ausreisestaates, für 
die Einreise nach den Vorschriften des Einreise- 
staates. Deshalb bleiben auch die Vorschriften der 
DDR über die Paß- und Visapflicht, wie sich aus 
Artikel 2 ergibt, unberührt. 

Zu Artikel 6 

Ziffer 1 sieht die Möglichkeit vor, eine Pauschalab- 
geltung für bestimmte im Zusammenhang mit dem 
Verkehr erhobene Abgaben und Gebühren zu ver- 
einbaren. Z. Z. sind die Voraussetzungen für eine 
solche Pauschalierungsvereinbarung nicht gegeben. 

Ziffer 2 bestätigt die Abgaben- und Gebühren- 
freiheit für mitgeführte Reisegebrauchs- und -ver- 
brauchsgegenstände sowie für die in üblicher Menge 
in Transportmitteln mitgeführten Treibstoff- und 
Schmiermittelvorräte. Im Rahmen dieser Regelung 
steht es beiden Seiten frei, Höchstmengen für die 
abgabenfreien Treibstoffvorräte vorzusehen. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift enthält eine vertragliche Verpflich- 
tung, für die gegenseitige Hilfeleistung bei Unfällen 
und Havarien einschließlich Pannen- und Abschlepp- 
dienst, medizinischer Betreuung und Werft- und 
Werkstatthilfe (analog Artikel 14 des Transitabkom- 
mens vom 17. Dezember 1971) Sorge zu tragen. Un- 
fälle und Havarien werden nach dem Recht des Un- 
fallortes untersucht und protokolliert. Die Protokolle 
werden der zuständigen Stelle der anderen Seite 
übermittelt, wenn dies zur Schadensregulierung er- 
forderlich ist. 

Zu Artikel 8 

Analog Artikel 15 des Transitabkommens vom 
17. Dezember 1971 wird die Verpflichtung zu gegen- 
seitigen Informationen über den Zustand der Ver- 
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kehrswege sowie zur Übermittlung anderer Nach- 
richten, die den Verkehrsablauf betreffen, geregelt. 

Zu Artikel 9 

Die gegenseitige Information und der Meinungsaus- 
tausch bei der Planung und Durchführung von Bau- 
vorhaben, die sich auf den grenzüberschreitenden 
Verkehr auswirken, schafft einen weiteren Ansatz- 
punkt für eine engere Zusammenarbeit im Verkehrs- 
bereich. 


II. Eisenbahnverkehr 

Zu Artikel 10 

Die Vorschrift stimmt mit der Praxis im grenzüber- 
schreitenden Eisenbahnverkehr überein und ent- 
spricht der Regelung in Artikel 11 Ziffer 1 des Tran- 
sitabkommens vom 17. Dezember 1971. 

Zu Artikel 1 1 

Der Artikel regelt die Geltung der internationalen 
Übereinkommen CIV und CIM im Verhältnis zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR. 
Der Artikel bleibt aufgrund des Briefwechsels zum 
Abkommen so lange suspendiert, bis die Mitglied- 
schaft beider Staaten in den Übereinkommen CIV 
und CIM erreicht ist. Beide Seiten haben inzwischen 
Aufnahmeanträge für die geltenden Fassungen der 
Übereinkommen vom 25. Februar 1961 gestellt. 

Die Übereinkommen vom 25. Februar 1961 waren in 
der Bundesrepublik Deutschland bereits durch Bun- 
desgesetz vom 21. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1517) in Kraft gesetzt worden, aber ohne Be- 
gründung einer Mitgliedschaft und ohne Geltung im 
Verhältnis zur DDR. Die beiden Eisenbahnverwal- 
tungen haben jedoch bereits seit 1955 aufgrund 
eines Sonderstatus in der Berner Union mitgear- 
beitet. 

Aus der bilateralen Geltung der Übereinkommen 
CIV und CIM werden sich eine Reihe erheblicher 
Verbesserungen im Verkehr zwischen der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Reichsbahn ergeben. 
Im Rahmen einer durchgehenden Abfertigung wird 
wieder ein durchgehender Frachtbrief verwendet 
werden können. Außerdem werden durchgehende 
Tarife im Personen- und Güterverkehr möglich wer- 
den und Rückfahrkarten nach allen Bahnhöfen der 
beiden Eisenbahnverwaltungen ausgegeben werden 
können. 

Zu Artikel 12 

Mit dieser Vorschrift werden die Hoheitsbefug- 
nisse und wesentliche Fragen der technisch-betrieb- 
lichen Zusammenarbeit der Eisenbahnen auf den 
Grenzbetriebsstrecken geregelt. Nach dem Protokoll- 
vermerk zu Artikel 12 werden beide Eisenbahn- 
verwaltungen die Einrichtung zusätzlicher Fern- 
sprechverbindungen für eisenbahndienstliche Mit- 
teilungen gemeinsam prüfen. 


Die getroffene Vereinbarung entspricht den Grenz- 
streckenregelungen, wie sie üblicherweise ver- 
einbart werden. In einem gesonderten „Eisenbahn- 
Grenzübereinkommen" zwischen den beiden Eisen- 
bahnverwaltungen werden weitere Einzelheiten ge- 
regelt. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel regelt die gegenseitige Aner- 
kennung der Dienstausweise des Fahr- und Zug- 
begleitpersonals und bestimmt im einzelnen die 
Rechte und Pflichten des Eisenbahnpersonals bei 
Ausübung ihrer Tätigkeit im Gebiet der anderen 
Verwaltung. 

Zu den Artikeln 14 bis 16 

Diese Artikel schaffen zwischen den beiden Staa- 
ten die staatsvertragliche Basis für den sogenannten 
„Hufeisenverkehr" , d. h. die Benutzung von kurzen 
Durchgangsstrecken im Gebiet der anderen Eisen- 
bahnverwaltung. 

Ein solcher „Hufeisenverkehr" wird von der 
Deutschen Bundesbahn über DDR-Gebiet auf den 
Strecken 

— Dankmarshausen/Gerstungen (Kaliverkehr) 

— Artikel 14 Ziffer 1 — 

— von und nach Obersuhl 
— Artikel 15 Ziffer 1 — 

— Schwebda/Heldra 

— Artikel 15 Ziffer 2 — 

betrieben. Dem Hufeisenverkehr über Gerstungen 
kommt besondere wirtschaftliche Bedeutung zu, 
weil durch ihn der Abtransport von Kali aus dem 
Gebiet Heringen gewährleistet wird. Uber diesen 
Verkehr war bereits zwischen den beiden Eisen- 
bahnverwaltungen durch Briefwechsel vom 11. /12. 
September 1969 eine Vereinbarung getroffen wor- 
den, die fortgilt. 

Die Deutsche Reichsbahn betreibt Hufeisenverkehr 
auf der Strecke Wartha/Gerstungen — Artikel 16 — . 

Die materiellen Bedingungen sind für die verschie- 
denen Hufeisenverkehre gleich; eine Besonderheit 
besteht nur darin, daß die Deutsche Reichsbahn wie 
bisher auf dem Streckenabschnitt Wartha/Gerstun- 
gen die erforderlichen Arbeiten mit ihrem eigenen 
Personal durchführt. 

Artikel 14 Ziffer 2 stellt sicher, daß Kalitransporte 
im Wechselverkehr oder im Transitverkehr in dritte 
Staaten auf dem direkten Wege dem Grenzbahnhof 
Gerstungen zugeführt werden. 


III. Binnenschiffsverkehr 
Zu Artikel 17 

Ziffer 1 konkretisiert die Grundnorm des Artikels 1 
Ziffer 2 für den Bereich der Binnenschiffahrt dahin, 
daß die Voraussetzungen für einen schnellen und 
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wirtschaftlichen Schiffsumlauf geschaffen werden 
sollen. 

Ziffer 2 stellt sicher, daß Erlaubnisse zum Befahren 
der Binnenwasserstraßen nicht mehr verlangt wer- 
den. Damit ist sowohl die seit 1965 von der DDR 
verlangte „Erlaubnis zum Befahren der Wasser- 
straßen" als auch das seit 1946 auf Grund alliierten 
Rechts vorgeschriebene Permit nicht mehr erfor- 
derlich. Die getroffene Regelung beruht auf Gegen- 
seitigkeit. Die DDR hat sich im Protokollvermerk 
zu Artikel 17 ausdrücklich Vorbehalten, beim Wie- 
deraufleben des Permitverfahrens auch ihr Erlaub- 
nisverfahren wieder in Kraft zu setzen. 

Zu Artikel 18 

Der Genehmigungsvorbehalt für die Kabotage und 
die Zulassung der Anschlußkabotage entspricht der 
allgemeinen Übung. Diese Regelung trägt darüber 
hinaus den unterschiedlichen Wirtschaftssystemen 
und ihren Auswirkungen auf die Wettbewerbs- 
situation Rechnung. 

Entsprechende Regelungen finden sich in Artikel 25 
Ziffer 3 für den Straßengüterverkehr, in Artikel 29 
Ziffer 2 für die Seeschiffahrt. 

Zu Artikel 19 

Da im Bundesgebiet und in Berlin (West) keine 
besonderen Vorschriften für Liegeplätze für Schiffe 
anderer Flaggen bestehen, hat die Regelung des 
Artikels 19 nur für den Schiffsverkehr in der DDR 
Bedeutung. 

In Ziffer 1 wird dem Interesse der Binnenschiffahrt 
Rechnung getragen, die von der DDR vorgeschrie- 
benen Liegeplätze so zu legen, daß durch die 
Benutzung keine wirtschaftlichen Nachteile entste- 
hen. Erstmalig wird auch im Wechsel- und Transit- 
verkehr an besonders hierfür zugelassenen Liege- 
plätzen den Besatzungen der Binnenschiffe Land- 
gang gewährt werden. 

Ziffer 2 und 3 regeln das Anlegen und den Land- 
gang bei außergewöhnlichen Ereignissen und bei 
Fahrtunterbrechung aus nautischen Gründen. 

Zu Artikel 20 

Ziffer 1 regelt die gegenseitige Anerkennung von 
Befähigungszeugnissen und Schiffszeugnissen ent- 
sprechend der gegenwärtigen Rechtslage. Die gegen- 
seitige Anerkennung von Befähigungszeugnissen 
für andere Binnenwasserstraßen als Elbe und 
Mittellandkanal kommt deswegen nicht in Betracht, 
weil diese Zeugnisse nur von den für diese Wasser- 
straßen örtlich zuständigen Behörden ausgestellt 
werden können. Schiffszeugnisse werden für das 
Befahren der Wasserstraßen in beiden Staaten in 
Deutschland mit Ausnahme von Rhein und Mosel, 
die einem internationalen Regime unterliegen, ge- 
genseitig anerkannt. 

Ziffer 2 betrifft Sondergenehmigungen für über- 
mäßige Fahrzeuge und Schiffsverbände. 

Ziffer 3 stellt klar, daß die Regelungen des Ver- 
trages sich nicht nur auf Binnenschiffe beschränken, 


sondern auch schwimmende Geräte und Schwimm- 
körper einbeziehen. Individuelle Wasserfahrzeuge 
können als Deckladung oder im Schlepp befördert 
werden. 

Ziffer 4 läßt über Artikel 3 Ziffer 2 hinausgehend 
allgemein die Festlegung von Fahrtrouten für 
Binnenschiffe zu. Soweit ein Vertragspartner davon 
Gebrauch macht, ist der Grundsatz des Artikels 17 
Ziffer 1 dabei zu berücksichtigen. 

Zu Artikel 21 

Die gegenseitige Anerkennung der Zollverschluß- 
anerkenntnisse erleichtert das Anlegen von Zoll- 
verschlüssen im Rahmen der internen Versand- 
verfahren beider Seiten. 

In einem Protokollvermerk zu Artikel 21 ist fest- 
gelegt, daß beide Seiten ihre gegenwärtige Praxis 
bei der Sicherheitsleistung für Binnenschiffe und 
deren Ladung nicht ändern werden. Das bedeutet 
eine Beibehaltung der gegenwärtigen Befreiung 
von Sicherheitsleistungen für die auf den beförder- 
ten Waren etwa ruhenden Eingangsabgaben. 

Zu Artikel 22 

Die Gebühren für die Benutzung von Wasserstraßen 
bestimmen sich wie bisher nach den jeweils gelten- 
den Vorschriften beider Seiten. Die Gebührentat- 
bestände und die Gebührensätze in den beiden 
Verkehrsgebieten stimmen im wesentlichen überein. 

Zu Artikel 23 

Die besondere Zusicherung eines reibungslosen 
Schiffsverkehrs auf dem in Artikel 23 näher be- 
zeichneten Streckenabschnitt der Elbe war nötig, 
weil es in der Vergangenheit auf dieser Strecke 
wegen der unterschiedlichen Rechtsauffassungen 
über den Grenzverlauf wiederholt zu Auseinander- 
setzungen gekommen ist. 

Die näheren Vereinbarungen zur Unterhaltung und 
Kennzeichnung dieser Strecken sowie über das 
Verfahren bei Unfällen und Havarien sind in Zif- 
fer 1 bis 3 des Protokollvermerks zu Artikel 23 
getroffen. Diese Festlegungen gehen von der gegen- 
wärtigen Praxis aus. 

Ziffer 4 des Protokollvermerks enthält eine Sonder- 
regelung für Binnenschiffe der DDR, die auf diesem 
Streckenabschnitt nicht der Grenzabfertigung durch 
Behörden der Bundesrepublik Deutschland unter- 
liegen, wenn sie nur im Binnenverkehr zwischen 
Häfen der DDR verkehren und mit einer besonderen 
Flagge gekennzeichnet sind. Diese Regelung läßt 
die Rechtsauffassung der Bundesrepublik Deutsch- 
land unberührt. 

IV. Kraftverkehr 

Zu Artikel 24 

Der Artikel definiert die gewerbliche Personenbe- 
förderung sowie den Gütertransport mit Kraftfahr- 
zeugen unter Einbeziehung des Werkverkehrs. 
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Zu Artikel 25 

Ziffer 1 enthält die grundsätzliche Regelung, daß 
die gewerbliche Personenbeförderung * — außer im 
Linienverkehr mit Kraftomnibussen — und der 
gewerbliche Gütertransport von gewerblichen Be- 
förderungsgenehmigungen des Staates, in den das 
Fahrzeug einfährt, freibleiben. Diese Regelung er- 
laubt die Beibehaltung der bisherigen Praxis des 
genehmigungsfreien Verkehrs zwischen den beiden 
deutschen Verkehrsgebieten. 

Die beiderseitige Genehmigungspflicht für den 
Linienverkehr mit Kraftomnibussen gemäß Ziffer 2 
entspricht der zwischenstaatlichen Praxis. Die Ein- 
zelheiten des Genehmigungsverfahrens sind im 
Protokollvermerk zu Artikel 25 geregelt. 

Ziffer 3 enthält den Genehmigungsvorbehalt jedes 
Vertragsstaates sowohl für die gewerbliche Be- 
förderung von Personen, die auf seinem Gebiet 
aufgenommen werden, als auch für die Kabotage 
im Güterverkehr (vgl. zu Artikel 18). 

Zu Artikel 26 

Der Artikel sieht entsprechend der bisherigen Übung 
und der zwischenstaatlichen Praxis die gegenseitige 
Anerkennung von Bau und Ausrüstung der Fahr- 
zeuge und Sondererlaubnisse für Spezialtransporte 
vor. 

Zu Artikel 27 

Ebenso wie in Artikel 8 Ziffer 1 des Transitab- 
kommens vom 17. Dezember 1971 wird der all- 
gemeine Grundsatz aufgestellt, daß die im Verkehr 
eingesetzten Kraftfahrzeuge haftpflichtversichert 
sein müssen. Der Artikel verweist auf gesonderte 
Regelungen zur Frage des Ausgleichs von Schäden 
aus Kraftfahrzeugunfällen. Eine dieser Regelungen 
ist am 26. April 1972 zwischen Vertretern des 
Bundesjustizministeriums und des Ministeriums der 
Finanzen der DDR unterzeichnet worden. Sie stellt 
eine Rahmenvereinbarung für ein Abkommen zwi- 
schen den zuständigen Versicherungseinrichtungen 
dar. In der Ressortvereinbarung ist außerdem ge- 
regelt, daß die nach innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften beider Seiten geltenden Freistellungen von 
der Versicherungspflicht unberührt bleiben; das 
betrifft insbesondere Staatsfahrzeuge in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Zu Artikel 28 

Die Vorschrift regelt die bilaterale Geltung der 
internationalen Übereinkommen TIR und ADR. 
Diese Geltung bleibt jedoch gemäß Protokollver- 
merk zu Artikel 28 suspendiert, solange nicht die 
Bundesrepublik Deutschland und die DDR Mit- 
glieder dieser Übereinkommen sind. Die Anwen- 
dung der Übereinkommen TIR und ADR würde 
unter fachlichen Gesichtspunkten den Verkehr er- 
leichtern. 


V. Seeverkehr 

Zu Artikel 29 

Die in Ziffer 1 gegenseitig eingeräumte Benutzung 
der Seehäfen entspricht der zwischenstaatlichen 
Praxis. Die Einräumung der Meistbegünstigung kon- 
kretisiert den Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
in Artikel 1 Ziffer 2. 

Ziffer 2 Satz 1 stellt sicher, daß in der Bundes- 
republik Deutschland beheimatete Seeschiffe am 
Verkehr von und nach der DDR teilnehmen können. 
Satz 2 enthält den üblichen Genehmigungsvorbehalt 
für die Kabotage (vgl. zu Artikel 18 und 25). 

Zu Artikel 30 

Ziffer 1 legt die Flaggenführung und die nach dem 
Recht des Flaggenstaates vorgeschriebenen Doku- 
mente als Kriterien dafür fest, welche Seeschiffe 
unter die Regelungen des Verkehrsvertrages fallen. 

Ziffer 2 und 3 regeln in üblicher Weise die Be- 
freiung von Ausmessungen und Nachmessungen, 
insbesondere im Hinblick auf die Berechnung von 
Hafengebühren. 

Zu Artikel 31 

In der Vorschrift werden — ähnlich wie in Ar- 
tikel 26 für den Straßenverkehr - — - die schiffahrts- 
technischen Bestimmungen des Flaggenstaates für 
die Besatzung, Ausrüstung und ähnliche Tatbe- 
stände als maßgebend anerkannt. 


VI. Schlußbestimmungen 

Zu Artikel 32 

Ziffer 1 legt die Aufgaben der Gemischten Kom- 
mission fest, eventuell auftretende Meinungsver- 
schiedenheiten über die Anwendung und Auslegung 
des Vertrages zu klären. Kommt eine Einigung 
nicht zustande, so ist die Frage den Regierungen 
zur Beilegung auf dem Verhandlungswege zu unter- 
breiten. 

Nach dem Protokollvermerk zu Artikel 32 kann 
die Kommission zu gegebener Zeit auch Fragen 
der weiteren Erleichterung und zweckmäßigen Ge- 
staltung des Personen- und Güterverkehrs beraten, 
wobei ihre Vorschläge der Entscheidung durch die 
Regierungen oder deren Behörden bedürfen. 

Die Kommission tritt auf Ersuchen eines der beiden 
Vertragsstaaten zusammen. Die Delegationen beider 
Seiten werden jeweils von einem Vertreter des 
Verkehrsministeriums geleitet. 

Zu Artikel 33 

Absatz 1 regelt die Geltungsdauer und enthält eine 
Kündigungsklausel. 

Absatz 2 legt den Termin für das Inkrafttreten 
des Vertrages fest. 


21 



